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Ausbilungsplatz-Angebot seit 1992 um 4,3 % geschrumpft

Seit 1992 sind 72.043 Ausbildungsplätze verloren gegangen. Das Handwerk hat kontinuierlich  - mit Ausnahme der Jahre 1994 bis 
2000 - Ausbildungsplätze abgebaut. Bis 2007 sank der Anteil am Gesamtangebot von 33,2 % auf 29,8 %. Der Rückgang betrug 
14,2 %. Dagegen bauten Industrie und Handel ihren Anteil von 50,5 % auf 57,1 % aus. Der Zuwachs betrug in diesem Zeitraum 
8,2 %. Aber auch der Öffentliche Dienst ( - 45,4 %) und die Freien Berufe ( - 26,1 %) bauten kontinuierlich Ausbildungsplätze 
ab.
Weitere Informationen: http://datenreport.bibb.de/html/index.html 

Auszubildende nach Zuständigkeitsbereichen, Bundesgebiet 1992 bis 2007

Betriebliche Berufsausbildung: Eine lohnende Investition für die Betriebe

Die betriebliche Berufsausbildung lohnt sich in der Regel für die ausbildenden Betriebe, obwohl sie zunächst Kosten verursacht. 
Dies ist in erster Linie dem Nutzen zu verdanken, der durch die Übernahme von Auszubildenden entsteht: Personalgewinnungs-
kosten werden eingespart und selbst Ausgebildete leisten, zumindest vorübergehend, mehr als vom externen Arbeitsmarkt einge-
stellte Fachkräfte. Auch der Nutzen in Form von Imagegewinn und Attraktivität des Betriebs für leistungsfähige Mitarbeiter spielt 
eine wichtige Rolle. Darüber hinaus werden in vielen Betrieben die Ausbildungskosten bereits durch den Arbeitseinsatz der Aus-
zubildenden gedeckt. Diese und weitere zentrale Befunde einer Betriebsbefragung des Bundesinstituts für Berufsbildung (BIBB) 
zu Kosten und Nutzen der betrieblichen Berufsausbildung werden im folgenden Bericht vorgestellt.
http://www.bibb.de/de/51130.htm

Die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft hat sich seit ihrem Bestehen am konsequentesten und am längsten einer demo-
kratischen Schule, einer Schule für alle Kinder, einer Schule, die niemanden beschämt und keinen zurücklässt, verschrieben.

Wir fordern :  die Landesregierung und ihre Parteien sollen
den Gesetzentwurf zurückziehen•	
die Konfrontationspolitik gegenüber Gesamtschulen beenden•	
Kommunen, Eltern und Schüler ernst nehmen und deshalb m e h r und richtig gute Gesamtschulen einrichten, d.h. •	
Echte Ganztagsgesamtschulen und kein zwangsweises Turbo-Abitur!

Für Osnabrück fordern wir:
Mindestens eine Integrierte Gesamtschule im nächsten Schuljahr!
Vielen Dank für Euer Zuhören!


